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Antragstext:

Die SPD-Fraktion beantragt, dass zusatzlich zu den stationdren Werbetafeln fir die Ladenpassa-
gen entsprechende Tafeln in der Mittelstralle mit Werbung fur Geschéfte in den Seitenstrallen
aufgestellt werden kénnen. Pro Seitenstral’e (z.B. Heiligenstr., Schulstr., usw.) soll eine Tafel auf
die Geschafte/Angebote in den jeweiligen Stral’en hinweisen; das gilt auch fur den Warrington-
Platz. Insgesamt ist der Gultigkeitsbereich der Tafeln auf Geschéfte in der FulRgangerzone be-
schrankt.

Erlauterungen zum Antrag:

Die SPD sieht darin eine Unterstitzung und Starkung der Geschéfte, die im Umfeld der Mittelstra-
Re angesiedelt sind.

Jirgen Scholz Anabela Barata
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Finanzielle Auswirkungen

Produktnummer / -bezeichnung

Investitions-Nr./ -bezeichnung:

Pflichtaufgabe oder
freiwillige LeistunglMaBnahme

Pflicht-
aufgabe

(hier ankreuzen)

freiwillige
Leistung

(hier ankreuzen)

Folgende Mittel sind im Ergebnis- / Finanzplan veranschlagt:
(Ertrag und Aufwand im Ergebnishaushalt / Einzahlungen und Auszahlungen bei Investitionen)

Haushaltsjahr

Kostentrager/ Investitions-Nr.

Konto

Bezeichnung

Betrag €

Aus der Sitzungsvorlage ergeben sich folgende neue Ansatze:
(Ertrag und Aufwand im Ergebnishaushalt / Einzahlungen und Auszahlungen bei Investitionen)

Haushaltsjahr

Kostentrager/ Investitions-Nr.

Konto

Bezeichnung

Betrag €

Bei uber-/auBerplanméaBigem Aufwand oder investiver Auszahlung ist die Deckung
gewadbhrleistet durch:

Wurde die Zuschussgewahrung Dritter durch den Antragstel-
ler gepruft — siehe SV?

(hier ankreuzen)

Haushaltsjahr | Kostentrager/ Investitions-Nr. | Konto Bezeichnung Betrag €
Stehen Mittel aus entsprechenden Programmen des Landes, ja nein
Bundes oder der EU zur Verfugung? (ja/nein)
(hier ankreuzen) (hier ankreuzen)
Freiwillige wiederkehrende MalRnhahmen sind auf drei Jahre befristet.
Die Befristung endet am: (Monat/Jahr)
ja nein

(hier ankreuzen)

Finanzierung/Vermerk Kammerer
Gesehen Klausgrete
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Stellungnahme der Verwaltung:

Mit eMail vom 15.11.2017 hat die SPD-Fraktion den als Anlage beigefligten Antrag Ubersandt.
Anlass dieses Antrags ist die Beratung der 2. Nachtragssatzung zur Sondernutzungssatzung (Sit-
zungsvorlage WP 14-20 SV 61/158), mit der unter anderem neue Regeln zur Zulassigkeit, Anzahl
und Aufstellungsort mobiler Werbeanlagen und Warenauslagen — unter anderem fir die Fuldgan-
gerzone — beschlossen werden sollen.

Ausgangslage:

Um das ,Stoérpotential® der mobilen Werbeanlagen und Warenauslagen fir Passanten zu reduzie-
ren, ist es Ziel des Gestaltungskonzepts Innenstadt und somit dieser neuen Regeln die Anzahl der
Werbeanlagen zu reduzieren und dem zwischenzeitlich immer wieder Uberbordenden Wettstreit
der Werbeanlagen und Warenauslagen einen einheitlichen Rahmen zu setzen.

Hierbei ist zu berlcksichtigen, dass alle Betreiber eines Geschéftslokals die Mdglichkeit behalten,
fur ihr Geschaft oder inre gewerbliche Nutzung werben zu kdnnen. Unzweifelhaft bildet die Mittel-
strale — insbesondere der Abschnitt zwischen C&A und der Einmiindung Schulstralle — den Kern
der Hildener FuRgéngerzone mit den meisten Passanten und mdglichen Kunden.

Einzelne Betreiber von Geschaften in den Seitenstralen zur Mittelstralle versuchen deshalb bis-
her, durch mobile Werbeanlagen, die sie in die Mittelstralle an den StralReneinmiindungen aufstel-
len, auf ihr Geschaft, das nicht an der Mittelstrale liegt, zusatzlich aufmerksam zu machen. Diese
Geschafte liegen teils in der Fuligangerzone, aber auch in Bereichen, die nicht als Fuligangerzone
gewidmet sind — wie z.B. an der Stralle Am Rathaus/Muhlenstrae oder an der Schwanenstral3e.
An den Stralleneinmundungen — insbesondere Am Rathaus / Vorplatz des Am Rathaus-Centers,
aber auch an der Heiligenstrale und Schwanenstral’e — entstehen dadurch Ansammlungen von
unterschiedlichen Werbeanlagen, die in ihrer ungeordneter Haufung ein zunehmendes Problem im
StraRenraum darstellen. Insbesondere im Bereich des Platzes vor dem Am Rathaus-Center behin-
dert die Ansammlung der Werbeanlagen die Fullgangerstrome und nétigen Passanten in zu ,Sla-
lomlaufen". Ihre Vielgestaltigkeit und die ungeordnete Aufstellung wirken stérend auf die Wahr-
nehmung des o6ffentlichen Raums.

Im Gegensatz zu den Geschéftslokalen in Ladenpassagen, die mit ihrem Ein-/Ausgang unmittelbar
an die Mittelstral’e angrenzen, sind diese Geschéftslokale keine Anlieger der Mittelstral’e und ha-
ben somit kein ,Anrecht“ als Anlieger zur Nutzung der Mittelstralle.

Diskussion zu der Zulassigkeit mobiler Werbeanlagen von ,,Hinterliegern®:

Die Erstellung der 2. Nachtragssatzung fir die neuen Regeln fur mobile Werbeanlagen und Wa-
renauslagen wurde von einem verwaltungsinternen Arbeitskreis begleitet, der aus Vertreterinnen
und Vertretern des Ordnungsamtes, des Planungs- und Vermessungsamtes, des Team Wirt-
schaftsférderung und der Stadtmarketing Hilden GmbH sowie den zustandigen Dezernenten be-
stand.

In diesem Arbeitskreis wurde intensiv Uber technisch und rechtlich mégliche Lésungen diskutiert,
ob und wenn ja, wie Betreibern von Geschaftslokalen in den Seitenstrallen in der Mittelstrale
kunftig werben kénnen.

Im Gegensatz zu den Betreibern von Geschéaftslokalen in Ladenpassagen ist die Festlegung, wer
betroffen ist (= wer Hinterlieger zur Mittelstral3e ist), leider nicht nach gerichtsfesten Kriterien defi-
nierbar. Auch ist nach objektiv nachvollziehbaren Kriterien nicht begriindbar, wo eine Grenze ge-
zogen werden kann, wer noch eventuell werben darf und wer nicht. Dadurch wirde eine Abgren-
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zung immer willkirlich sein und damit einer gerichtlichen Uberpriifung nicht standhalten.

Anhand eines Beispiels soll dies erlautert werden:

Wenn man das Kriterium ,Lage des Geschéftslokals in der Fuligangerzone® heranzieht, konnten
zwar die Geschafte in der nordlichen Heiligenstralle, aber auch die Geschafte die am Warrington-
Platz liegen, (weiterhin) in der Mittelstralte werben. Aber z.B. die Geschéfte, die an den Stralten
Am Rathaus (z.B. im Am Rathaus-Center) und an der Muhlenstrale sowie an der Schwanenstral3e
liegen, dirften es nicht mehr, obwohl sie rdumlich viel ndher zur Mittelstral3e liegen.

Neben dieser Abgrenzungsproblematik ist bei einer Erstellung einer Satzung auch zu werten, ob
und mit welchem Aufwand eine vorgeschlagene Losung technisch und organisatorisch von den
Betroffenen umsetzbar ware.

Um das Ziel der Reduktion der Werbeanlagen zu erreichen, mussten die von einer Regelung Be-
troffenen — wie bei den Ladenpassagen — ,gezwungen® werden, eine gemeinsame Lésung zu fin-
den, um auf einer Werbeanlage zu werben. Bereits in der Offentlichkeitsbeteiligung wurden Zweifel
laut, dass im Kreis der fest definierbaren Betreiber von Geschéftslokalen in Ladenpassagen keine
gemeinsame Losung gefunden werden kann, obwohl diese doch eine ,Schicksalsgemeinschaft®
bilden, die organisatorisch zu ,fassen® ist. Die Hinterlieger sind nicht abgrenzbar und bilden in der
Regel keine organisatorische Gemeinschaft, die den Anspruch erheben kann, fir alle Betroffenen /
benachbarten Geschafte sprechen zu kénnen. Daher ist eine gemeinsame, fur alle Betroffene gul-
tige Losung, die eine Verringerung der Anzahl an Werbeanlagen zur Folge hatte, nicht zu erwarten
und kann im Gegensatz zu Ladenpassagen nicht in der Satzung festgeschrieben werden.

Um durch die Problematik der Festlegung und Abgrenzung nicht die Rechtswirkung der 2. Nach-
tragsatzung zu gefahrden und das Ziel der Reduktion des ,Stérpotentials® zu erhalten, blieb daher
leider nur die rechtlich zulassige und gerichtsfest begriindbare Moglichkeit, allen Hinterliegern nicht
mehr zu erlauben, auf der Mittelstralle mit mobilen Werbeanlagen zu werben.

Da die Zahl der Geschéfte, die als Hinterlieger heute in der Mittelstral3e werben, bisher noch tber-
schaubar ist — auch wenn sie an den betroffenen Stralleneinmindungen durch ihr massives Vor-
handensein zu den oben beschriebenen Stérungen flihren —, ist die Einschrankung fur die Be-
troffenen aus Sicht der Verwaltung in Abwagung zum Allgemeininteresse der stadtebaulichen Ziel-
setzung der 2. Nachtragssatzung hinnehmbar.

Antrag der SPD-Fraktion:

Die SPD-Fraktion greift mit Inrem Antrag diese Problematik auf und schlagt vor, an den Stral3en-
einmindungen in der MittelstralRe stationare Werbetafeln aufzustellen, an bzw. auf denen Ge-
schafte, die in den Seitenstralien liegen, auf sich hinweisen kénnen. Es wird angeregt, dies nur
Geschéaften zu ermdglichen, die in der Fullgangerzone liegen.

Da stationare Werbetafeln beantragt werden, ist die 2. Nachtragsatzung zur Sondernutzung nicht
betroffen, da diese nur Aussagen zur Zulassigkeit von mobilen Anlagen trifft.

Ein stationares Wegeleitsystem fur die FulRgangerzone wurde in den letzten Jahren immer wieder
gewunscht. Aber leider ist bisher eine umsetzungsfahige Losung nicht gefunden worden.

Hierbei spielten unter anderem die ungeklarten Fragen eine Rolle, wer die Verantwortung hat, mit
welchen Mitteln welches Ziel erreicht werden soll, was Inhalt des Wegeleitsystem sein soll, wer die
Kosten fur Planung, Umsetzung und Betrieb tragt und was in der bereits mit vielen, teilweise zu
vielen Moblierungselementen ausgestattete Fuldigangerzone unter Freihaltung der Feuerwehrbe-
wegungsflachen und Rettungswege noch moglich ist.

Bei den beantragten stationaren Werbetafeln handelt es sich um keine Wegweisung im Sinne der
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Strallenverkehrsordnung und somit nicht um eine 6ffentliche, sondern um eine private Anlage.

Die Zulassigkeit von privaten stationaren Anlagen in einer 6ffentlichen Verkehrsflache richtet sich
entweder, wenn sie den Gemeingebrauch nicht beeintrachtigen, nach § 23 Stral’en- und Wegege-
setz NRW (StrWG NW) oder sonst als ,dauerhafte” Sondernutzungen, die auf Widerruf erteilt wer-
den, nach § 18 SrWG NW.

Stationare, d.h. fest (ggfs. auch mit Steck-Bodenhilsen) mit dem Boden verbundene Werbeanla-
gen schranken den Gemeingebrauch der Stralde ein.

Bei der Prifung, ob die Aufstellung von Werbetafeln technisch méglich ist, ist unter anderem im-
mer die Sicherheit und Leichtigkeit des Fuldggénger- und des Kfz-Verkehrs und das Freihalten der
Feuerwehrbewegungsflachen sowie der Rettungswege zu beachten.

Da es sich um Werbung handelt, ist bei der rechtlichen Bewertung die gleiche Fragestellung zu

prufen, die bereits der verwaltungsinterne Arbeitskreis bezlglich der mobilen Werbeanlagen fur

Hinterlieger diskutiert hat:

e Wer darf und wer darf nicht werben.

¢ Wie kdnnen die Betroffenen ,gezwungen® werden, nur auf dieser Werbeanlage zu werben und
keine eigene (ggfs. kostenglinstigere) Werbeanlage aufzustellen.

Beschlussempfehlung:

Da die SPD-Fraktion stationare Werbetafeln beantragt, ist die 2. Nachtragsatzung zur Sondernut-
zung nicht betroffen und die Sitzungsvorlage WP 14-20 SV 61/158 zum Satzungsbeschluss dieser
Satzung kann von diesem Antrag unabhangig beraten und ggfs. beschlossen werden.

Da der Zeitraum zwischen Eingang des Antrags bei der Verwaltung und der Zustellung der Sit-
zungsvorlage zu kurz ist, um den Antrag inhaltlich zu bewerten, wird empfohlen, die Verwaltung zu
beauftragen und die Stadtmarketing GmbH zu bitten, die technische Mdéglichkeit von stationaren
Werbeanlagen beispielhaft flr die Einmindung Heiligenstralte zu prifen und anhand dieses Bei-
spiels, die rechtliche Situation zu bewerten.

Das Ergebnis dieser beispielhaften Prifung ist dem Stadtentwicklungsausschuss maoglichst bis zur
Sommerpause 2018 vorzulegen.

gez.
B. Alkenings
Blrgermeisterin



	Sachverhalt
	Beschlußvorschlag
	Anlage
	SMC_BM_VOTEXT5
	FAuswirkung
	FLD_VONAME

